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KARLH MULLER

Deutschland nach der Wihrungsreform

Berlin, im November 1948.

Bei dem im Sommer d.J. in West- und Ostdeutschland getrennt durchgefiihrten
Umtausch des umlaufenden Bargeldes in neue Noten, verbunden mit einer gleichzeitigen
Neubewertung aller vorhandenen Konten, handelt es sich nicht um eine Wahrungsreform
im eigentlichen Sinne. Keine der beiden neuen ¢«Wihrungeny verfiigt iiber irgendwelche
Deckung, noch ist fiir sie irgendeine Kursparitit festgelegt worden. (Der in Westdeutsch-
land festgesetzte Dollarkurs von 3,30 DM ist nur fiir den Aulenhandel, der ausschlieilich
in Dollar erfolgt, von praktischer Bedeutung.) Es wird fiir den Finanztheoretiker eine
reizvolle Aufgabe sein, das weitere Schicksal dieser auf Befehl der jeweils zustdndigen
Besetzungsmacht geschaffenen Dekret-Wahrungen zu verfolgen. Hier soll lediglich ver-
sucht werden, ein moglichst getreues Bild der Durchfiihrung der Reformen sowie der
bisher zutage getretenen Auswirkungen zu entwerfen.

Die Neuordnung des deutschen Geldwesens war iiberfillig. Ein Notenumlauf von
rund 90 Milliarden (inklusive Besatzungsgeld), weitere Hunderte Milliarden von zum
grofBBen Teil fragwiirdigen Buchwerten stellten eine Hypothek dar, die nach griindlicher
Bereinigung dridngte. Da die Geldreform bereits seit langem erwartet und befiirchtet
wurde, setzte eine immer stirkere Flucht in die Sachwerte ein, die das Wirtschaftsleben
schlieflich vollig lahmzulegen drohte. Es war aber vor allem die fortschreitende wirt-
schaftliche und politische Absonderung der Sowjetzone vom iibrigen Deutschland, die
die Westmichte, insbesondere die USA, veranlate, ihre Mallnahmen zu beschleunigen.
Unter den gegebenen, ungekldrten monetdren Verhiltnissen ergab sich ndmlich die
groteske Lage, dal} auf dem Umweg iiber die gemeinsame Wihrung die umfangreichen
Reparationen der Sowjetunion aus der laufenden deutschen Produktion letzten Endes
durch die amerikanischen Hilfslieferungen an Westdeutschland finanziert wurden und
der Wiederaufbau Deutschlands nie in Gang kommen konnte. Damit ist auch schon
gesagt, dall eine einheitliche Geldreform fiir ganz Deutschland nur bei einer drastischen
Anderung der sowjetischen Besetzungspolitik moglich gewesen wire. Diese Hoffnung
wurde mit dem ergebnislosen Abbruch der Londoner AuBenministerkonferenz im De-
zember 1947 endgiiltig zu Grabe getragen. Von da an trafen sowohl die Westmichte
wie auch die Sowjetunion Vorbereitungen fiir eine eigene Geldreform in ihren Zonen.
Die Russen legten dabei keine allzu grofe Eile an den Tag, weil fiir sie die Aufrecht-
erhaltung des bestehenden Zustandes am vorteilhaftesten war und weil sie hofften, durch
ihre gewohnte und langbewihrte Verzogerungstaktik den Termin immer wieder hinaus-
schieben zu kdnnen.

Am 20. Juni verkiindeten die westlichen Militarregierungen die Wihrungsreform
fir Westdeutschland, Damit war es ihnen zum erstenmal seit dem Beginn der Vier-
michteverwaltung gelungen, die Russen wirksam zu iiberrumpeln. Gewohnt daran, mit
der Ziel- und Planlosigkeit der westlichen Deutschlandpolitik zu rechnen, hatte die
sowjetische Militdrverwaltung es anscheinend nicht fiir moglich gehalten, daB die West-
alliierten sich jemals zu einem derartigen Schlag aufraffen konnten. Der Druck der fiir
die russische Zone vorgeschecnen Noten war noch nicht beendet, und es bestand die
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Gefahr, daB groBBe Mengen alten Papiergeldes in die russische Zone abfliellen wiirden.
In ununterbrochener Tag- und Nachtarbeit wurden daher von Tausenden von Angestellten,
die man aus Partei- und Gewerkschaftsorganisationen, Behorden usw. zusammengeholt
hatte, die alten Noten mit eilig und primitiv gedruckten Coupons iiberklebt, die bereits
am nachsten Tage bogenweise im Schwarzhandel erhiltlich waren. Die «neuens, im
Volksmund «Tapetenmarky genannten Scheine wurden erst Ende Juli durch Neudrucke
ersetzt,

Schon ein fliichtiger Vergleich der beiden Geldreformen zeigt, dall es sich bei der
westdeutschen um ecine wohliiberlegte finanztechnische Operation mit dem Ziel der
Schaffung einer stabilen Wertgrundlage handelt, wiahrend bei der ostdeutschen lediglich
der alte Wein in neue Schldauche gefillt worden ist. In beiden Fillen erfolgte zwar der
Umtausch im Verhiltnis von 1 : 10, in der Sowjetzone jedoch mit der bedeutsamen Ein-
schrankung, dal das Vermogen von Behorden, Sowjet AGs und «volkseigenen Betriebeny
voll (1:1) angerechnet wurde. Im Westen wurde die Hochstgrenze der Ausgabe von
neuen Noten auf 10 Milliarden festgesetzt und Angaben tiber den im Umlauf befind-
lichen Betrag (zunidchst 6 Milliarden) sowie iiber das vorhandene Buchgeld veréffent-
licht. Im Osten ist weder die Hohe der Bargeldemission noch der Umfang des Buchgeld-
bestandes bekannt. Am 15. Oktober erschien der erste Ausweis der westdeutschen «Bank
deutscher Landery, in der Ostzone sind keine derartigen Veroffentlichungen zu erwarten.
Alles 148t darauf schlieBen, daBl in der Sowjetzone bereits eine neue Inflation im Gange
ist. Der Wert der ostdeutschen Mark sinkt stindig; zurzeit bieten die Berliner Wechsel-
stuben vier Ostmark fiir eine Westmark.

In Westdeutschland ist der alles lihmende Geldschleier radikal zerrissen worden.
Am 20. Juni wurde bei Ablieferung des gesamten Bargeldbesitzes eine Kopfquote von
40 neuen «Deutsche Marks> (DM) und einige Wochen spiter weitere 20 DM ausbezahlt,
der Restbetrag (zur Hilfte auf Festkonto) gutgeschrieben. Die Kopfquote von 60 DM
wurde allerdings voll in Anrechnung gebracht, das heillt, wer beispielsweise 1000 Mark
einbezahlt hatte (oder Bankguthaben verfiigte), muBte die Kopfquote in voller Héhe
von 600 RM bezahlen. Anfang Oktober wurden durch einen Erlall der Militdrregierung
70 Prozent der Festkonten-Guthaben gestrichen. Alles in allem also eine drastische Ab-
schopfung des ungeheuren Geldiiberhangs, der sich wihrend der zwolfjahrigen Nazi-
herrschaft zusammengeballt hatte.

Jedem Einsichtigen war es seit langem klar, dal irgendwann einmal die Rechnung
fiir die Herrlichkeit des Dritten Reiches beglichen werden miilite und daf} dies nicht
ohne Heulen und Zihneknirschen abgehen kénnte. Gegen die westdeutsche Regelung
wird vor allem ins Treffen gefiihrt, daB sie durch die unterschiedslose Behandlung von
arm und reich die Lasten der Reform ungerecht verteilt habe. Und tatsdchlich sind
iiber Nacht und mit einem Federstrich breite Schichten der Bevolkerung proletarisiert
worden. Gerade die Masse der kleinen Sparer wurde am hirtesten betroffen, und gewisse
Berufsgruppen ohne festes Einkommen, wie freie Schriftsteller, Kiinstler, Vertreter usw.,
stehen buchstdblich vor dem Nichts. Volkswirtschaftlich betrachtet, gilt es natiirlich die
Tatsache zu beriicksichtigen, da3 die Summe der kleinen Einlagen den Hauptanteil der
fiktiven Gesamtmasse darstellten. Auch die noch ausstehende und deutscher Gesetz-
gebung unterliegende Regelung des sogenannten Lastenausgleichs wird nur wenig an der
Tatsache andern konnen, daB die Mehrheit des deutschen Volkes sich in den nichsten
fiinf bis zehn Jahren mit einem Lebensstandard wird begniigen miissen, der nur das

488



Allernotwendigste an Nahrung und Kleidung gestattet. Fiir die Reformer handelte es
sich in erster Linie darum, die fiir den wirtschaftlichen Wiederaufbau unbedingt not-
wendige stabile Ausgangsgrundlage auf monetirem Gebiet zu schaffen.

Die Frage, ob die an die Reform gekniipften Erwartungen sich erfiilllen werden,
ldBt sich heute noch nicht mit Sicherheit beantworten. Die Entwicklung in den vier
Monaten seit dem Geldschnitt scheint zu bestdtigen, dall zumindest der Start gegliickt
ist. Am Tage nach der Reform ergoB sich eine Flut von gehorteten Waren aller Art auf
den Markt und traf dort auf eine kaufwiitige Konsumentenmasse. Die Kaufer schwelgten
im Warenrausch und vergaBlen fiir Wochen alle Voraussicht und alles Rechnen. Heute
ist bereits eine starke Erniichterung festzustellen, und es wird wieder sorgfaltig auf
Preis und Qualitdt geachtet. Der fiir das Funktionieren der Gesamtwirtschaft unum-
gangliche Waren-Geld-Kreislauf ist zweifellos in Gang gekommen. Das Produktions-
volumen hat sich bedeutend erhht. Die Steinkohlenforderung im Ruhrgebiet ist auf
iiber 300 000 Tonnen tdglich gestiegen, die Erzeugung von Roheisen und Rohstahl hat
sich im Vergleich zu Anfang des Jahres nahezu verdoppelt, der Elektrizitatsverbrauch
steigt stdndig, und in allen Erwerbszweigen ist ein kraftiger Aufschwung zu verzeichnen.
Dadurch ist auch der so sehr gefiirchtete Riickschlag auf den Arbeitsmarkt bisher aus-
geblieben. Die Arbeitslosigkeit ist nur geringfiigig angewachsen und bleibt im wesent-
lichen auf ungelernte Kriafte und Angestellte (das zurzeit und wohl noch mehr in der
Zukunft schwierigste Beschaftigungsproblem!) beschrinkt. Die Nachfrage nach Fach-
arbeitern ist sogar gestiegen.

Uber die Auswirkungen der Geldreform auf die Lebenslage der arbeitenden Bevil-
kerung lassen sich noch keine allgemeingiiltigen Angaben machen. Die Entwicklung ist
noch in vollem Fluf}, und die regionalen Unterschiede sind zum Teil sehr grofl. Lohne
und Gehilter werden in alter Hohe bezahlt, und die kiirzliche Aufhebung des Lohnstopps
bietet sogar die Moglichkeit, gewissen Lohngruppen aufzubessern. Eine generelle Erho-
hung diirfte allerdings wegen der noch stark iiberhohten Selbstkosten kaum in Frage
kommen, weil dadurch das ohnehin ins Wanken geratene Preisgefiige vollig zerriittet
wiirde. Mieten, Strom- und Gaspreise usw. haben sich nicht verindert, und die ratio-
nierten Lebensmittel kosten pro Monat und Kopf rund 1 DM mehr als vor der Reform.
Dagegen liegen die Preise aller nicht mehr bewirtschafteten Waren (Gemiise, Obst,
Hausrat, Mcbel usw.) zum Teil recht erheblich iiber dem alten Stand, allerdings, was
nicht iibersehen werden darf, auch tief unter den frilheren Schwarzmarktpreisen. Zu be-
riicksichtigen ist ferner, daBl vor der Reform der Besitz eines Bezugsscheines fiir einen
bewirtschafteten Artikel noch keineswegs gleichbedeutend war mit der Moglichkeit
seines sofortigen Erwerbs, ganz abgesehen davon, daB bei der licherlich geringen Menge
der ausgegebenen Scheine Jahrzehnte notig gewesen wiren, um eine auch nur beschei-
dene Versorgung aller zu erreichen. Dieses Moment wird von der SPD, die aus — an
sich naturlich berechtigien — sozialen Griinden fiir die Aufrechterhaltung der Zwangs-
bewirtschaftung eintritt, noch immer nicht geniigend gewiirdigt. Wie die Gemeinde-
wahlen im hochindustrialisierten Nordrhein-Westfalen und auch in Schleswig-Holstein
gezeigt haben, stoflt die sozialdemokratische Argumentation auf nur geringe Aufnahme-
bereitschaft. Die Wiederherstellung des freien Warenverkehrs hat ndmlich auch ihre
Lichtseiten. Vor der Reform kostete zum Beispiel ein Zentner Kartoffeln im Schwarz-
handel 30 bis 50 RM, heute, nach Aufhebung der Bewirtschaftung, ist er iiberall fiir
5 DM frei erhaltlich. Was das bei einem untern Durchschnittseinkommen von 150 DM
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bedeutet, ist ohne weiteres klar, Selbstredend gilt diese besonders giinstige Relation
nicht fiir alle iibrige Warengattungen; auch ist sie zweifellos in hohem Malle auf die
in diesem Jahre besonders giinstige Ernte zuriickzufiihren. Anderseits spielt gerade die
Kartoffel im heutigen deutschen Haushalt eine iiberragende Rolle. Gegenwirtig kann
jedenfalls kein Zweifel dariiber bestehen, dall die Mehrheit der Konsumenten die Auf-
hebung der Zwangswirtschaft begriilt, wenngleich sie sich gegen weitere Preissteige-
rungen wendet. Hilt der Produktionsanstieg an, dann werden sich in Kiirze gewisse
Preiskorrekturen nach unten sowie eine wachsende Verbesserung der Qualitdt von selbst
ergeben. Eine wirkliche Gesundung der deutschen Wirtschaft ist nur méglich bei echter
Uberwindung des Schwarzhandels, der in Deutschland durch eine zehnjéhrige Praxis
einen viel verbreiterteren und wichtigeren Faktor darstellt als anderswo. Eine anndhernd
normale Lebenshaltung wird erst moglich, wenn das Sozialprodukt wieder seine alte
Hihe erreicht; und dieses Ziel liegt noch in weiter Ferne, Was die nichste Zukunft be-
trifft, so ist es von entscheidender Bedeutung, ob das Tempo der Produktions- und auch
der Produktivitdtserhhung noch weiter gesteigert werden kann. Frith auftretende Riick-
schlige wiirden verheerende Folgen zeitigen und den Zweck der Geldreform zuschanden
machen. Das Vertrauen in die neue Wihrung kann noch nicht als gefestigt angesehen
werden, wie das grofle DM-Angebot zu niedrigem Kurs in der Schweiz deutlich zeigt.

Auf weitere Sicht gesehen, miissen die rosigen Zukunftserwartungen, denen sich
vor allem die unentwegten Liberalen hingeben, auf jeden Fall dullerst skeptisch be-
urteilt werden. Das organische Leiden der deutschen Wirtschaft hat sich durch den
verlorenen Krieg noch ungeheuer verschlimmert. Der etwas pléotzliche Sprung vom
Morgenthau-Plan zu der groBartigen Entdeckung, daf Deutschlands schnelle wirtschaft-
liche Erholung fiir den europiischen Wiederaufbau lebenswichtig sei, rollt auch sofort
das uralte Existenzproblem der deutschen Wirtschaft wieder auf. Deutschland, und
insbesondere das hochindustrialisierte Westdeutschland, ist auf Lebensmittel- und Roh-
stoffeinfuhren angewiesen. (Von einer «Reagrarisierungs ist nicht mehr die Rede.)
Bezahlen kann es nur mit Industrieexporten, und niemand wird bestreiten konnen, dal}
diese heute — ganz zu schweigen im Falle einer neuen Weltwirtschaftskrise — auf un-
gleich grofere Schwierigkeiten stoRen als vor dem Kriege. Die unbedingt notwendige
Rationalisierung der deutschen Industrie wird wahrscheinlich noch vor dem Auftreten
neuer weltwirtschaftlicher Storungen zahlreiche Arbeitskrafte freisetzen, die das schon
bestehende Elendsheer von Fliichtlingen vermehren werden. Der einzige wesentliche
Unterschied, der gegen friiher zu verzeichnen ist, besteht allerdings darin, daf} Deutsch-
land heute von sich aus nicht mehr in der Lage ist, den inneren Druck nach auflen ab-
zulenken. Augenblicklich profitiert Westdeutschland von den weltpolitischen Spannungen,
auf Grund derer ihm mehr Beachtung und Hilfe zuteil wird, als es sonst wohl der Fall
wire. Der jetzt verkiindete Demontagestopp ist nur der Auftakt zum endgiiltigen Be-
gribnis der Reparationen; als niichster Schritt wird zwangsldufig die Herabsetzung und
schlieBlich die vollige Annullierung der Besatzungskosten folgen miissen, weil sonst die
Linderbudgets kaum ihr Gleichgewicht finden konnen und die neue Wihrung gefiahrdet
wiirde. Aber all das wird auf die Dauer nicht ausreichen, Deutschland wirklich lebens-
fahig zu machen, und frither oder spiter werden sich die westlichen Besetzungsmaichte
mit der grotesken Situation abfinden miissen, durch immer neue und steigende Zu-
schiisse ihren besiegten und besetzten Gegner von gestern bei guter Laune zu erhalten.

Vor dem grundsitzlich gleichen Dilemma, nur in noch zugespitzterer Form, steht
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auch die russische Besetzungsmacht. Mag sie auch auf Grund ihrer besonderen Macht-
ideologie dazu neigen, die Stimmung der Bevolkerung weitgehend zu ignorieren, so
fiihrt doch der wachsende Hafl gegen die diktatorisch regierende SED (KPD) und
gegen alles Russische allmihlich eine Lage herbei, die die Position Ostdeutschlands als
strategisches Vorfeld und wirtschaftliches Ausbeutungsobjekt zusehends entwertet. In
einen sozialokonomischen Wettbewerb mit Westdeutschland konnte die Ostzone nur
eintreten, wenn Rullland sich entschlésse, nicht nur auf weitere Reparationen zu ver-
zichten, sondern auch Hilfslieferungen, wenigstens an Rohstoffen, vorzunehmen. Der
Vorstand der SED ist schon vor einiger Zeit unter Hinweis auf den weiter sinkenden
Lebensstandard in der Ostzone mit dieser Bitte an den russischen Militdrgouverneur
herangetreten. Moskaus Antwort war bezeichnenderweise eine Verschirfung des be-
stehenden Kurses: Verschiebung der Lianderwahlen auf unbestimmte Zeit, Sduberung
der SED von allen «antisowjetischen Elementen», hermetische AbschlieBung der Zone
nach Westen. Die separate Geldreform hat diese MaBBnahmen ungemein erleichtert und
die letzten Schwierigkeiten bei der Bolschewisierung Ostdeutschlands beseitigt. Die
«Sozialisierungs»-Welle greift jetzt auch auf das Handwerk, den Kleinhandel, Kinos usw.
iiber. Die Privatunternehmer, deren Betriebskapital 1 :10 abgewertet wurde, sind der
offentlichen Hand und den volkseigenen Betrieben, die sich des vollen Umtausches ihrer
Betriebsmittel 1:1 erfreuen, hoffnungslos unterlegen. Inzwischen verschlimmert sich die
wirtschaftliche Lage der Ostzone von Monat zu Monat. Immer mehr Engpidsse machen
sich bemerkbar, und die festgesetzten Planziffern miissen immer wieder reduziert wer-
den. Die Abwanderung qualifizierter Krifte nach dem Westen hélt an und beschleunigt
die wachsende Desorganisation von Wirtschaft und Verwaltung. Die geplante Vermeh-
rung der Ostzonenpolizei auf 400 000 Mann, ihre militdrische Ausbildung und Ausriistung
mit Maschinenwaffen lassen vermuten, daBl die SED noch entschiedener als bisher zur
Anwendung direkter Gewalt zu schreiten gedenkt. Eine mit solchen Mitteln aufrecht-
erhaltene Herrschaft wiirde die wirtschaftliche Leistungsfihigkeit der Ostzone noch
weiter vermindern und das Ansehen der SED in der Bevilkerung vollends untergraben.
Méglicherweise ist der aus der Moskauer Versenkung iiberraschend aufgetauchte Fiihrer
des Nationalkomitees «Freies Deutschlandy, General von Seydlitz, von den Russen dazu
ausersehen, im Notfalle in die Bresche zu springen. Sollte die Remilitarisierung der
Ostzone fortschreiten, so ist wohl bald mit entsprechenden Gegenmalinahmen in West-
deutschland zu rechnen. Es wire eine grausame Ironie der Geschichte, wenn der deutsche
Militarismus, der im Zuge einer jahrzehntelangen Besetzung Deutschlands endgiiltig
ausgerottet werden sollte, nun durch die Besetzungsmichte selbst zu neuem Leben er-
weckt wiirde.

Die Sackgasse, in die die russische Deutschland-Politik geraten ist, erhellt am
klarsten die Berliner Situation. Wie aus fithrenden SED-Kreisen verlautet, hatte Moskau
fest damit gerechnet, dal} die Westmichte Anfang Juli Berlin raumen und sich, dhnlich
wie bei der Blockierung der alliierten Militarziige im April, mit einem der bisher
tiblichen papierenen Proteste begniigen wiirden. Die Luftbriicke machte einen Strich
durch diese primitive Rechnung. Daraufhin wurde der beriichtigte Ulbricht-Plan aus-
geheckt, der einen bewaffneten Aufstand gegen die westlichen Besetzungsmichte vorsah.
Dieser Plan scheiterte an der Haltung der Berliner Bevilkerung. «Liebher einen Winter
frieren, als lebenslinglich in Sibirien!s — dieser Leitspruch geht heute von Mund zu
Mund. Die Schwiiche der russischen Position in Berlin liegt vor allem darin, dall die
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Blockade in ihren Auswirkungen weniger die westlichen Alliierten als vielmehr die
Berliner Bevolkerung trifft. Und diese kann sich téglich von neuem davon iiberzeugen,
daB sie iiber die Luftbriicke noch immer besser versorgt wird als der Durchschnitt der
Bewohner der Ostzone. Es ist erstaunlich, wie gering das psychologische Einfiihlungs-
vermogen der Russen ist. So haben sie auf der einen Seite die im Herbst filligen Stadt-
wahlen, bei denen die SED eine schwere Niederlage erleiden wiirde, verboten, ander-
seits aber haben sie selbst eine Art Wahl veranstaltet, bei der sie vernichtend geschlagen
wurden. Im Juni wurde von der damals noch amtierenden Berliner alliierten Komman-
dantur eine geringfiigige Erhohung der Rationssitze ab Juli beschlossen. Die West-
michte waren infolge der inzwischen verhdngten Blockade auflerstande, dieses Verspre-
chen einzuhalten und gaben dies in einer offentlichen Erklirung bekannt. Nun hielten
die Russen ihre Stunde fiir gekommen und erklirten groBmiitig, dall alle Westberliner
sich in den Geschiften des Ostsektors eintragen lassen und dort die erhéhten Rationen
beziehen konnten. (Erst spiater wurde bekannt, dal in Erwartung des stiirmischen An-
drangs aus Westberlin Einkidufer der deutsch-sowjetischen Wirtschaftskommission im
Flugzeug nach Ungarn, Ruminien und Bulgarien geschickt worden waren, um dort
Fleisch und Fett zu jedem Preis und gegen Dollar-Barzahlung aufzukaufen — ein weiterer
Beweis fiir die prekdre Lebensmittellage der Ostzone, aus der sich nichts mehr heraus-
pressen laBt.) Zur groBten Uberraschung der Russen, die sogar in aller Eile neue Ver-
kaufsldden hatten errichten lassen, machte nur 1 Prozent der Westherliner von diesem
Angebot Gebrauch. Selbst die Bewohner der an den Ostsektor grenzenden Westbezirke,
fir die der Einkauf in den Ostldden mit keinem grolen Zeitverlust verbunden wire,
zogen es vor, auf den unmittelbaren materiellen Vorteil zu verzichten und die giinstige
Gelegenheit zu einer politischen Demonstration zu ergreifen. Inzwischen sind auch die
Westberliner Rationssidtze erhoht worden und liegen nunmehr zum Teil (besonders bei
Fett) iber denen in Ostberlin. Thre nachste Hoffnung setzen Russen und SED in einen
strengen Winter, der natiirlich ungeheure Hirten fiir die Bevolkerung bringen wiirde.
Es kann aber kein Zweifel dariiber bestehen, dal} sich an der Option Berlins fiir den
Westen auch dann nichts dndern wird. Die Alliierten direkt zu treffen, haben die Russen
nur zwei Moglichkeiten: wirksame Unterbindung des Luftverkehrs und Besetzung der
Westberliner Sektoren. Beides haben die Russen bis heute dngstlich vermieden, weil sich
daraus zweifellos unabsehbare Weiterungen ergeben wiirden. So trifft jede neue russische
Malinahme fast ausschlielllich die Berliner Bevolkerung, was den Hall gegen die russische
Besetzungsmacht und ihre kommunistischen Handlanger natiirlich ins Ungemessene
steigert.

Die in Ost und West getrennt durchgefithrte Wahrungsreform hat Deutschlands
Spaltung fiir die Dauer der militirischen Besetzung besiegelt. Nur eine Verschiebung
in den gegenwirtigen internationalen Machtverhiltnissen kdnnte eine vorzeitige Wieder-
vereinigung ermoglichen. Deutschland ist jedoch nicht in der Lage, auf diese Entwick-
lung irgendwelchen direkten Einflul zu nehmen. Noch auf lange Zeit hinaus wird die
deutsche Geschichte im Zeichen der Fremdherrschaft stehen.

492



	Deutschland nach der Währungsreform

